
Die EU-Kommission verfolgt das Ziel,
den Ausbau des europäischen Binnen-
marktes für Finanzdienstleistungen wie
auch für die Wohnungsbaufinanzierung
durch verschiedene Harmonisierungs-
maßnahmen voranzutreiben. Allerdings
bestehen zwischen den nationalen
Märkten immer noch erhebliche Unter-
schiede in der Wohnungsbaufinanzie-
rung. Ferner stellen grenzüberschrei-
tende Wohnungsbaufinanzierungen in
der EU weiterhin eine große Ausnahme
dar. Die Studie untersucht vor diesem

Hintergrund, wie weitere Harmonisie-
rungsabsichten aus ökonomischer Per-
spektive zu beurteilen sind und welche
Hindernisse für einen integrierten Markt
für die Wohnungsbaufinanzierung auf-
treten können.

Nationale Eigenheiten

Der Fokus der Analyse liegt auf sie-
ben Märkten, die für die EU weitgehend
als repräsentativ gelten können – Däne -
mark, Deutschland, Frankreich, den

Niederlanden, Polen, Spanien und dem
Vereinigten Königreich. Durch die
Gegenüberstellung der einzelnen Märk-
te und ihrer Eigenschaften wird deut-
lich, dass Unterschiede nicht nur in
den am Markt vorzufindenden Produk-
ten zur Wohnungsbaufinanzierung und
den Marktvolumina existieren. Viel-
mehr unterscheiden sich außerdem die
Refinanzierungsgewohnheiten der Kre-
ditgeber (siehe Tabelle). Darüber hin-
aus bestehen zwischen den Ländern
erhebliche Differenzen in der steuer-
lichen Behandlung der Finanzierungs-
kosten, in den staatlichen Förderungs-
möglichkeiten von Wohneigentum so-
wie den allgemeinen juristischen Rah-
menbedingungen auf den nationalen
Immobilienmärkten. 

Da die Strukturen historisch gewach-
sen sind und vielfach auch soziodemo-
graphische und gesellschaftliche Fak-
toren von Bedeutung sind, die sich
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Eine weitere Harmonisierung des europäischen Marktes für die Wohnungsbau -
finanzierung ist mit substanziellen Hindernissen verbunden. Ein EU-weiter Regulie-
rungsansatz zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit dieser Märkte erscheint
somit  fragwürdig. Dies sind die Hauptaussagen des Gutachtens „Ein europäischer
Binnenmarkt für die Wohnungsbaufinanzierung“. Es wurde vom ZEW in Zu-
sammenarbeit mit dem Institut der deutschen Wirtschaft und Prof. Dr. Johannes
Köndgen von der Universität Bonn für den Verband der Privaten Bausparkassen
e.V., die Bundesgeschäftsstelle der Landesbausparkassen und den Verband der
deutschen Pfandbriefbanken e.V. erstellt.
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Wohnungsbaufinanzierung in Europa 

Unterschiede auf den nationalen Märkten für die Wohnungsbaufinanzierung

Marktkonzen-
ausstehendes         

in %
ausstehendes

in % überwiegende
tration im 

Kreditvolumen         
des 

Volumen an 
des Refinanzierungs-

Bankensektor
für Wohnraum        

BIPs
Mortgage Covered 

BIPs vehikel(in Mio. €)                 Bonds (in Mio. €)
Dänemark hoch 222.105              95,3 365.886 156,8 Pfandbriefe

Deutschland gering 1.147.869            46,1 217.367 8,7
Pfandbriefe,

                          Einlagen
Frankreich mittel 700.800              35,9 119.092 6,1 Einlagen

Niederlande mittel 589.532              99,1 20.977 3,5
Einlagen, 

                          (R)MBS
Polen – 56.476               15,6 561 0,2 Einlagen

Spanien mittel 674.434              62,0 315.055 28,8
Einlagen,

                          Pfandbriefe
Vereinigtes                           Einlagen,
Königreich

mittel 1.458.895            80,5 187.470 10,3
(R)MBS

Daten zu Kreditvolumen und ausstehendem Volumen an Mortgage Covered Bonds beziehen sich  auf das Jahr 2008. Bei
Mortgage Covered Bonds handelt es sich um Schuldverschreibungen, die durch Hypotheken besichert sind. (R)MBS sind
(Residential) Mortgage Backed Securities. 
Quellen: European Mortgage Federation (EMF), European Covered Bond Council (ECBC).



über harte Faktoren nur unzureichend
abbilden lassen, wurden neben der
vorliegenden Auswertung empirischer
Datenzusätzlich Experteninterviews
durchgeführt. 

Stagnierende Integration

Es wird deutlich, dass kein Markt als
überlegen klassifiziert werden kann.
Vielmehr weist jedes nationale System
Vorzüge und Schwächen auf, wobei die
Strukturen jeweils in einem weiteren
nationalen Kontext zu sehen sind. Des
Weiteren belegt die ökonomische Ana-
lyse nationaler Hypothekenzinssätze
der Jahre 2003 bis 2006, dass der Inte-
grationsgrad der einzelnen Märkte
nicht gestiegen ist. Andererseits zeigen

die Ergebnisse allerdings auch, dass
die um strukturelle Unterschiede und
Risikodifferenzen adjustierten Zinssät-
ze, sich absolut gesehen nur geringfü-
gig unterscheiden und somit das Po-
tenzial für weitere Zinsanpassungen in
den Mitgliedsstaaten eher beschränkt
sein dürfte.

Keine Vollharmonisierung

Zusammenfassend ist auf Grund der
nationalen Besonderheiten, der histo-
risch gewachsenen und vielfach poli-
tisch bedingten nationalen Strukturen
sowie der nationalen Verbraucher-
schutzgesetze von einer Vollharmoni-
sierung der EU-weiten Märkte für die
Wohnungsbaufinanzierung abzuraten

– insbesondere um negative Rückwir-
kungen auf die nationalen Märkte zu
vermeiden.

Um dennoch den Systemwettbewerb
auf den nationalen Märkten für die
Wohnungsbaufinanzierung weiter zu
erhöhen, den EU-weiten, grenzüber-
schreitenden Markt weiter voranzutrei-
ben und die negativen Folgen einer
Vollharmonisierung zu vermeiden, wird
stattdessen empfohlen, in Koexistenz
zu dem bereits national bestehenden
Rechtsgefüge ein optionales europäi-
sches Rechtsinstrument (Eurohypo-
thek) zu implementieren. Dies könnte
von einem verbesserten Zugang zu Kre-
ditregistern flankiert werden.

Dr. Felix Schindler, schindler@zew.de
Dr. Peter Westerheide, westerheide@zew.de
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Die Untersuchung (ZEW Discussion
Paper Nr. 09-046) basiert auf Daten
von 505 Informations- und Kommuni-
kationsdienstleistern sowie wissensin-
tensiven Dienstleistern zu denen Steu-
erberatungs- und Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften, Unternehmensberatun-
gen, Architekturbüros, Unternehmen
für technische Beratung und Planung,
Forschung und Entwicklung sowie Wer-
bung zählen. 

Verbessertes Wissensmanagement

Im Dienstleistungssektor bestehen
Innovationen unter anderem in der Dif-
ferenzierung des Angebots oder in der
Erschließung neuer Kundengruppen
und Marktsegmente. Da das Wissen,

auf das ein Unternehmen zugreifen
kann, eine wesentliche Triebkraft für
Innovationen ist, kommt genau hier
das Potenzial von Wikis, Blogs oder so-
zialen Onlinenetzwerken zum Tragen.
Diese Anwendungen werden von den
Unternehmen vor allem im Wissensma-
nagement und bei der Vernetzung mit
Kunden und Lieferanten eingesetzt. So-
cial Software kann den Zugriff von
Unternehmen auf internes und externes
Wissen verbessern und sie dadurch in
ihrer Innovationsaktivität unterstützen. 

Dienstleister kaum vertraut 
mit Social Software 

Ein großer Teil der Dienstleistungs-
unternehmen, dies zeigen mehrere

Untersuchungen des ZEW aus dem Jah-
re 2009, ist allerdings noch nicht genug
mit Social Software-Anwendungen ver-
traut, um diese produktiv zur Steige-
rung des Unternehmenserfolgs einset-
zen zu können.

Jenny Meyer, meyer@zew.de

Der Nutzen von Social Software-Anwendungen wird kontrovers diskutiert. Die einen
unterstellen, Wikis, Blogs oder soziale Onlinenetzwerke für Unternehmen würden
die Beschäftigten von der Arbeit ablenken. Die anderen sehen Social Software als
einen wichtigen Impulsgeber für den Unternehmenserfolg. Letzteres belegt eine
Untersuchung am Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) in Mann-
heim. Sie zeigt, dass Dienstleistungsunternehmen, die Social Software-Anwendun-
gen einsetzen, innovativer sind als Firmen, die dies nicht tun.

Social Software-Nutzer sind innovativer

Unternehmen nutzen Social Software häufig zur
Vernetzung mit Kunden und Lieferanten.
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Um die Zufriedenheit beziehungs-
weise die Unterschiede in der Zufrie-
denheit zu messen, wertet die Studie
Langzeitbefragungen deutscher, briti-
scher und australischer Haushalte aus.
Über einen Zeitraum von fast 25 Jahren
hinweg ordneten die Befragten jedes
Jahr ihre Lebenszufriedenheit auf einer
Punkteskala ein (null Punkte = absolute

Unzufriedenheit, zehn Punkte = volle
Zufriedenheit). Dadurch lassen sich
Unterschiede in der Lebenszufrieden-
heit zwischen den Partnern messen.
Darüber hinaus geben die Haushalts-
befragungen Aufschluss unter anderem
über das Einkommen der Partner, die
Anzahl der Kinder, die berufliche Situa-
tion, die Aufgabenteilung im Haushalt
oder bestimmte Wertvorstellungen der
Partner. 

Allein für Deutschland wurden Daten
aus über 253 Tausend Befragungen
ausgewertet. Einbezogen wurden Per-
sonen  zwischen 18 und 65 Jahren, die
mit einem Partner oder einer Partnerin
im gleichen Haushalt leben, also so-

wohl als verheiratete als auch als Paare
ohne Trauschein.

Es zeigt sich für alle drei Länder,
dass das Trennungsrisiko für unzufrie-
denere Paare höher ist als für zufriede-
ne – gemessen an der Summe der Zu-
friedenheit des Paares (Zufriedenheit
des Partners plus Zufriedenheit der
Partnerin). Dieses Ergebnis war zu er-

warten. Die ZEW-Studie geht aber darü-
ber hinaus und weist nach, dass die
Trennungswahrscheinlichkeit steigt, je
stärker sich die Partner in ihrer Zufrie-
denheit unterscheiden. Dies gilt auch
dann, wenn Paare eine gleiche Zufrie-
denheitssumme erreichen. 

Hohe Zufriedenheitsdifferenz

Liegt beispielsweise die Zufriedenheit
des Mannes bei drei und die der Frau bei
fünf Punkten auf der Skala, so erreicht
das Paar eine Zufriedenheit von insge-
samt acht Punkten. Die Zufriedenheits-
differenz beider Partner beträgt zwei
Punkte. Liegt bei einem zweiten Paar die

Zufriedenheit des Mannes bei zwei, die
der Frau bei sechs Punkten, erreicht
auch das zweite Paar eine Zufriedenheit
von in Summe acht Punkten. Dennoch
liegt beim zweiten Paar die Trennungs-
wahrscheinlichkeit höher als beim er-
sten Paar, weil die Differenz der Zufrie-
denheit beider Partner größer ausfällt. 

Frauen reichen eher die 
Scheidung ein

Die Studie belegt darüber hinaus,
dass sich ein Auseinanderklaffen der
Lebenszufriedenheit von Partnern
asymmetrisch auswirkt. So ist das Tren-
nungsrisiko besonders hoch, wenn die
Frau unzufriedener ist als der Mann.
Tatsächlich zeigen verschiedene Da-
tensätze, etwa die in der Studie ver-
wendeten Informationen zu Australien,
dass überwiegend Frauen die Schei-
dung einreichen und dass diese Frauen
tendenziell unzufriedener sind als ihre
Noch-Ehemänner.

Die ZEW-Berechnungen zeigen, dass
der Zusammenhang zwischen Unter-
schieden in der Lebenszufriedenheit
und dem Risiko einer Trennung auch in
seiner Größenordnung bedeutsam ist.
Liegt bei Paaren die Summe der Zufrie-
denheit (Zufriedenheit des Mannes
plus Zufriedenheit der Frau) auf glei-
chem Niveau, so steigt die Trennungs-
wahrscheinlichkeit für solche Paare um
0,5 Prozentpunkte an, bei denen die
Frau unzufriedener ist als der Mann.
Dies erscheint zwar wenig, ist aber in
Beziehung zu setzen zum allgemeinen
Trennungsrisiko. Jedes Jahr trennen
sich etwa zwei Prozent der hier unter-
suchten, in einem Haushalt lebenden
Paare. Bei Paaren, bei denen die Frau
unzufriedener ist als der Mann, ist das
Trennungsrisiko also um etwa 25 Pro-
zent höher. Für unverheiratete Paare
ist der Effekt noch etwas stärker.

Holger Stichnoth, stichnoth@zew.de
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Die Wahrscheinlichkeit, dass sich ein Paar trennt, steigt je unterschiedlicher die 
Lebenszufriedenheit beider Partner ist. Das Trennungsrisiko nimmt vor allem dann
zu, wenn die Frau unzufriedener ist als der Mann. Dies belegt eine aktuelle Studie
des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) in Mannheim.

Unterschiedliche Lebenszufriedenheit
von Paaren erhöht das Trennungsrisiko

Ist die Frau unzufriedener als der Mann, steigt das Risiko einer Trennung.
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In Deutschland hatten im Jahr 2006
mehr als 34 Prozent aller ALG II-Bezie-
henden einen Migrationshintergrund,
wohingegen der Anteil in der gesamten
Bevölkerung lediglich 19,5 Prozent be-

trug. Da die Bundesagentur für Arbeit
(BA) abgesehen von Sprachkursen kei-
ne spezifisch auf die Bedürfnisse von
Immigranten abgestimmten Aktivie-
rungsinstrumente zur Wiederaufnahme
eines Jobs anbietet, werden Personen
mit Migrationshintergrund in gleicher
Weise gefördert wie alle Grundsiche-
rungsbezieher. 

Eine besondere Bedeutung unter
den arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men haben dabei folgende Trainings-
maßnahmen: Maßnahmen zur Eig-
nungsfeststellung für bestimmte Beru-
fe, die Vermittlung von allgemeinen be-
ruflichen Kenntnissen sowie Bewer-
bungstrainings und eine Kombination
der drei Trainingselemente. Auf der
Grundlage von Daten der BA zu jeweils
80.000 Immigranten und Deutschen
ohne Migrationshintergrund, die im

Jahr 2006 in den ALG II-Bezug zugegan-
gen sind, schätzt die Studie (ZEW Dis-
cussion Paper Nr. 10-021) die indivi-
duellen Beschäftigungswirkungen ei-
ner Teilnahme an den Trainingsmaß-

nahmen. Die Ergebnisse der einheimi-
schen Hilfebedürftigen dienen dem Ver-
gleich der Wirkung zwischen Personen
mit und ohne Migrationshintergrund.

Heterogene Wirkung

Die Resultate zeigen eine erhebliche
Heterogenität bei der Wirkung der Maß-
nahmen. Eignungsfeststellungen erhö-
hen die Beschäftigungschancen signifi-
kant. So steigt die Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit für Frauen mit Migrations-
hintergrund ein Jahr nach Maßnahme-
beginn um etwa fünf Prozentpunkte.
Dies ist ein substanzieller Effekt, da die
durchschnittliche Abgangswahrschein-
lichkeit aus dem Bezug von ALG II über
alle Personen bei etwa 25 Prozent liegt.
Frauen ohne Migrationshintergrund ge-
winnen mit bis zu zehn Prozentpunkten

höheren Beschäftigungschancen aber
noch deutlicher. Ebenso deutlich sind
die Beschäftigungswirkungen von Eig-
nungsfeststellungen auf Männer. Un-
abhängig vom Migrationshintergrund
beträgt der Anstieg der Beschäftigungs-
wahrscheinlichkeit ebenfalls bis zu
zehn Prozentpunkte. 

Auch die Vermittlung von allgemei-
nen beruflichen Kenntnissen erhöht die
Beschäftigungschancen. Frauen mit 
Migrationshintergrund nutzt sie insbe-
sondere dann, wenn sie gleich zu Beginn
des ALG II-Bezuges gefördert werden.
Die Beschäftigungswahrscheinlichkeit
ein Jahr nach Maßnahmebeginn erhöht
sich um fast 13 Prozentpunkte. Bei den
Frauen ohne Migrationshintergrund sind
es lediglich sechs Prozentpunkte. Für
Männer ergibt sich ein umgekehrtes
Bild: einheimische Hilfebedürftige pro-
fitieren stärker als Immigranten.

Bewerbungstrainings sind bei den
Männern unabhängig vom Migrations-
hintergrund ohne signifikante Wirkung.
Frauen ohne Migrationshintergrund zie-
hen einen positiven Nutzen aus dieser
Maßnahme, wohingegen die Beschäfti-
gungschancen von Migrantinnen im ers -
ten halben Jahr nach Maßnahmebeginn
negativ beeinflusst werden. Nahezu kei-
ne Beschäftigungswirkungen zeigen
Maßnahmekombinationen unabhängig
von der betrachteten Personengruppe.

Die Ergebnisse machen deutlich,
dass Eignungsfeststellungen und Ver-
mittlungskurse unabhängig vom Migra-
tionshintergrund ein wirksames Instru-
ment im Hinblick auf den Übergang in re-
guläre Beschäftigung darstellen. Jedoch
erfordert die festgestellte Wirkungshete -
rogenität eine kritische Überprüfung der
eingesetzten Bewerbungstrainings und
Maßnahmekombinationen.

Thomas Walter, walter@zew.de
Alisher Aldashev, Kazakh-British Technical

University
Stephan L. Thomsen, Universität Magdeburg
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Deutsche sowie ausländische Frauen profitieren von Eignungsfeststellungen der Job Center besonders.

F O R S C H U N G S E R G E B N I S S E

Es ist bisher wenig darüber bekannt, wie sich arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
auf die Arbeitsmarktchancen von Migranten auswirken. Eine aktuelle Studie des
ZEW hat daher die Beschäftigungswirkungen von kurzen, außerbetrieblichen Trai-
ningsmaßnahmen für Personen mit Migrationshintergrund untersucht. 

Wirkung arbeitsmarktpolitischer
Maßnahmen auf Migranten



Die Studie (ZEW Discussion Paper
Nr. 10-26) unterscheidet drei Gruppen
von  Kapitalgebern, die Gefahr laufen,
Geld durch die Schließung eines Start-
ups zu verlieren. Zum einen sind dies
die Gründer selbst, zum zweiten private

und öffentliche Finanzinstitute und
schließlich die Gruppe der sonstigen
Gläubiger, etwa Lieferanten oder Ge-
schäftspartner, die beispielsweise in
Vorleistung getreten sind.

Die Studie basiert auf Daten der ZEW
Gründerstudie der Jahre 1999 und
2000, bei der insgesamt 3.000 Start-
ups in Deutschland befragt wurden. Da-
von waren 835 Unternehmen zum Erhe-
bungszeitpunkt bereits wieder ge-
schlossen. 539 dieser Unternehmen ga-
ben an, dass es bei der Schließung fi-
nanzielle Verluste gab. Folgende Grün-
de für die Unternehmensschließung
können unterschieden werden: der Ge-
schäftsbetrieb lohnte sich langfristig
nicht, Liquiditätsschwierigkeiten, hohe
Schulden, Uneinigkeiten unter den Ei-

gentümern, eine Gründerperson nahm
eine abhängige Beschäftigung auf, eine
Gründerperson widmete sich einer an-
deren selbstständigen Tätigkeit, eine
Gründerperson wechselte in den Ruhe-
stand sowie private und sonstige Grün-

de. Zusätzlich wird beobachtet, ob ein
Unternehmen offiziell die Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens beantragte.

Hohes Verlustrisiko für Gründer

Die ökonometrischen Analysen des
ZEW zeigen, dass bei folgenden Schlie-
ßungsgründen ein erhöhtes Risiko des
finanziellen Verlusts für die Gründer
besteht: Die Wahrscheinlichkeit, dass
Gründer bei der Unternehmensschlie-
ßung Verluste erleiden, steigt um 31
Prozent, wenn die Schließung wegen
Liquiditätsproblemen erfolgt und um
24 Prozent bei der Schließung wegen
einer hohen Verschuldung. Bei einem
beantragten Insolvenzverfahren steigt
die Wahrscheinlichkeit finanzieller Ver-

luste für die Gründer um zwölf Prozent.
Die Berechnungen des ZEW zeigen fer-
ner, dass sich das Verlustrisiko für die
Gründer deutlich reduziert, wenn das
Unternehmen geschlossen wird, weil die
Gründer in den Ruhestand wechseln. 

Verluste drohen vor allem 
bei Insolvenzen 

Auch für Finanzinstitute und sonsti-
ge Gläubiger zeigt sich ein erhöhtes
Verlustrisiko, wenn das Start-up auf-
grund einer hohen Verschuldung
schließt. Für Finanzinstitute steigt die
Wahrscheinlichkeit, Verluste zu erlei-
den, dann um 17 Prozent, für sonstige
Gläubiger sogar um 20 Prozent. Geht
ein Unternehmen wegen Liquiditäts-
problemen vom Markt, erhöht sich das
Verlustrisiko für Finanzinstitute um 13,
für andere Gläubiger um 20 Prozent. Ist
die Unternehmensaufgabe einer Insol-
venz geschuldet, steigt die Wahrschein-
lichkeit des finanziellen Verlusts für 
Finanzinstitute um 17, für sonstige
Gläubiger um 24 Prozent. 

Ein sinkendes Verlustrisiko zeigt
sich dagegen für Finanzinstitute sowie
sonstige Gläubiger, wenn die Gründung
aus der Erkenntnis heraus geschlossen
wird, dass das Geschäft langfristig
nicht profitabel sein wird. Dies trifft
ebenfalls zu, wenn die Gründung auf-
gegeben wird, weil der Gründer mit ei-
nem neuen Unternehmen an den Markt
gehen möchte. Im ersten Fall mag das
geringe Verlustrisiko darin begründet
sein, dass die Schließung zu einem re-
lativ frühen Zeitpunkt geschieht, hohe
Verluste und Schulden also noch nicht
eingefahren wurden. Im zweiten Fall
mag das geringe Verlustrisiko darauf
zurückgehen, dass die Gründerperso-
nen für das nächste Gründungsprojekt
auf gute Geschäftsbeziehungen zu ih-
ren Gläubigern angewiesen sind.

Dr. Georg Metzger, metzger@zew.de
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Geht ein Start-up vom Markt, drohen finanzielle Verluste für Gründer, Finanzinstitute und sonstige Gläubiger.

Fast 40 Prozent der neuen Unternehmen in Deutschland überstehen die ersten fünf
Jahre am Markt nicht. Sie schließen. Mit dieser hohen Schließungsrate geht ein fi-
nanzielles Risiko für diejenigen einher, die finanzielle Mittel für die Gründung bereit-
gestellt haben. Eine aktuelle Studie des ZEW untersucht empirisch, wie sich unter-
schiedliche Gründe einer Unternehmensschließung auf das Risiko für verschiedene
Kapitalgeber der Gründung auswirken, einen finanziellen Verlust zu erleiden.

Verluste bei der Schließung junger
Unternehmen – was treibt das Risiko?
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Der deutsche Fiskus nimmt in den
Jahren 2010 bis 2013 voraussichtlich
fast 40 Milliarden Euro weniger ein, so
wird geschätzt, als noch vor einem Jahr
erwartet. Zusätzlich schreibt die „Schul-
denbremse“ im Grundgesetz fest, dass
im Jahr 2011 erstmals ein Konsolidie-
rungsbetrag von etwa sechs Milliarden
Euro eingespart werden muss. Wo kann
die Bundesregierung sparen?

Der Bundeshaushalt ist über seine
Zahlungen an Renten- und Krankenver-
sicherung fest im Griff der sozialen Si-
cherungssysteme. Die nächste Gesund-
heitsreform hat von daher eine hand-
feste Konsolidierungsdimension: Die Ef-
fizienzreserven des Gesundheitssys-
tems müssen auch deshalb realisiert
werden, weil sich nur so die Belastun-
gen für den Bundeshaushalt begrenzen
lassen. Außerdem muss von weiteren
Geschenken und Garantien für die Rent-
ner abgesehen werden. Am Arbeits-
markt muss alles dafür getan werden,
dass die günstige Arbeitsmarktentwick-
lung nicht durch neue Regulierung, wie
etwa Zeitarbeit oder Mindestlöhne, ge-

fährdet wird. Eine weiterhin markt-
freundliche Arbeitsmarktpolitik ist ein
wichtiger indirekter Konsolidierungsbei-
trag. Ansonsten gilt bei allen Sparbe-
mühungen, dass genau zu überprüfen
ist, welche Ausgaben einen investiven
Charakter haben und für Wirtschafts-
wachstum wichtig sind. Diese gilt es zu
verschonen, weil die Budgetkonsolidie-
rung ohne Wachstum nicht gelingen
kann. Aber auch im investiven Bereich
ist jedes Projekt auf seine erwartete ge-
samtwirtschaftliche Rendite zu über-
prüfen. Das Label „investiv“ darf kein
Freibrief zum Geldausgeben sein.

Müssen zusätzlich die Steuern er-
höht werden, um das deutsche Staats-
defizit abzubauen?

Viel wäre gewonnen, wenn zunächst
einmal Steuervergünstigungen verrin-
gert würden. Auf den ersten Blick be-
steht kein großer Unterschied zwischen
einer Steuererhöhung und dem Abbau
einer Steuervergünstigung, die für die
Betroffenen mit höheren Steuern einher
geht. Schaut man genauer hin, hat die
Beseitigung einer Steuervergünstigung

aber oft den Vorteil, dass schädliche
allokative Verzerrungen beseitigt wer-
den. Dies gilt etwa für den viel zu
weiten Anwendungsbereich des ermä-
ßigten Mehrwertsteuersatzes. Hier ist
durch eine Ausweitung des Normalsat-
zes viel zu holen.

Welche Steuern kämen für eine Er-
höhung in Frage?

Wenn es nicht gelingt, Ausgaben
und Steuervergünstigungen in ausrei-
chendem Umfang zu verringern, dann
müssen zusätzlich Abgabenerhöhun-
gen kommen. Dabei dürfen möglichst
keine neuen Anreize zur Flucht in die
Schattenwirtschaft gesetzt werden. Die-
ser Aspekt spricht gegen die Erhöhung
von Sozialabgaben und der Einkom-
mensteuer im Bereich normaler Arbeit-
nehmereinkommen. Ebenso darf die
steuerliche Wettbewerbsfähigkeit des
Unternehmensstandorts nicht leiden.
Dies spricht gegen die Anhebung von
Körperschaftsteuern und Einkommen-
steuern auf hohe Einkommen. Letzt -
endlich ist daher erneut eine höhere
Mehrwertsteuer eine mögliche Lösung.
Auch im Bereich der Erbschaftssteuer
sind moderat höhere Belastungen vor-
stellbar.

Wäre eine Börsenumsatzsteuer zur
Entlastung hoch verschuldeter Staaten
nicht am besten geeignet?

Man sollte nicht allzu viel Hoffnung
in die fiskalische Ergiebigkeit von Fi-
nanztransaktionssteuern setzen. Die
Steuerbasis ist hochmobil. Insofern ist
allenfalls eine sehr niedrige Höhe der
Steuer vorstellbar, will man die zu Grun-
de liegenden Transaktionen nicht in
andere Finanzplätze vertreiben.

Gibt es Staaten, die einen erfolgrei-
chen Konsolidierungskurs eingeschla-
gen haben? Was kann man von ihnen
lernen?

Es hat in der europäischen Nach-
kriegsgeschichte immer wieder Länder
gegeben, die ganz erstaunliche Konso-
lidierungsleistungen vollbracht haben,
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Nachgefragt: Schuldenabbau in Europa – wie soll das gehen?

Die Krise begünstigt das Sparen
Nicht nur in Griechenland ist die Staatskasse klamm. Fast alle Länder der Europä -
ischen Union werden in diesem Jahr steigende Staatsdefizite verzeichnen. Deutsch-
land ist da keine Ausnahme. Was muss die Politik tun, um die hohe Staatsverschul-
dung abzubauen? Dr. Friedrich Heinemann, Leiter des Forschungsbereichs Unter-
nehmensbesteuerung und öffentliche Finanzwirtschaft am ZEW, legt dar, welche
Schritte Deutschland und andere Länder unternehmen müssen, um ihre Haushalte
nachhaltig zu konsolidieren.

Dr. Friedrich Heinemann ist seit 2005 Leiter des For-
schungsbereichs „Unternehmensbesteuerung und Öf-
fentliche Finanzwirtschaft“ am ZEW. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind Fragestellungen des Fiskalwettbe-
werbs und Föderalismus in Europa. Darüber hinaus
untersucht Heinemann die Determinanten von Reform-
prozessen. Neben seinem Engagement in verschiede-
nen wissenschaftlichen Arbeitsgemeinschaften ist Hei-
nemann unter anderem Vorstandsmitglied des Arbeits-

kreises Europäische Integration e.V. und Mitglied im Wissenschaftlichen Direk-
torium des Instituts für Europäische Politik, Berlin.

Foto: ZEW



Leerverkäufe von Wertpapieren und
Kreditausfallversicherungen in Form von
Credit Default Swaps (CDS) sind in der
Finanzkrise sowie der jetzigen Verschul-
dungskrise starker Kritik ausgesetzt.
Denn sie stehen im Verdacht, von Spe-
kulanten gezielt zu Kursmanipulationen
genutzt worden zu sein. Bei Leerverkäu-
fen werden Wertpapiere, die entweder
nicht im Besitz des Verkäufers sind (un-
gedeckte Leerverkäufe) oder die er ge-
liehen hat (gedeckte Leerverkäufe) ver-
kauft. Dies dient dazu, von fallenden
Kursen zu profitieren. CDS sind spezielle
Kreditausfallversicherungen in Form bi-
lateraler Verträge, die nicht an der Börse
gehandelt werden. Ungedeckte CDS lie-
gen dann vor,  wenn der Käufer eines
CDS, das Wertpapier, zu dessen Absi-

cherung der CDS dient, nicht besitzt.
Grundsätzlich lassen sich Leerverkäufe
und CDS sowohl zur Absicherung der
Risiken bestehender Kapitalanlagen als
auch zur Spekulation einsetzen. Der
Nutzen von Absicherungsgeschäften ist
unbestritten, aber auch der Einsatz für
spekulative Zwecke erfüllt im Allgemei-
nen einen nützlichen Effekt für den Ka-
pitalmarkt, indem sie die Liquidität des
Marktes erhöhen und Preisblasen ent-
gegenwirken können.

Drohende Abwärtsspirale 

Leerverkäufe sind jedoch auch pro-
blematisch. Mit massiven Leerverkäu-
fen zum Beispiel von Aktien eines
Unternehmens kann der Aktienkurs

stark unter den fundamental fairen Wert
gedrückt werden. Von einer – mögli-
cherweise noch durch gezielt gestreute
Gerüchte – ausgelösten zeitweisen Ab-
wärtsspirale können mit zuvor durch-
geführten Leerverkäufen große Gewin-
ne erzielt werden. Negative Folgen er-
geben sich für die Aktionäre dieses
Unternehmens und das Unternehmen
selbst. Die Funktionsweise des gesam-
ten Aktienmarktes kann ebenfalls be-
einträchtigt werden, zum Beispiel
dann, wenn, wie in der Finanzkrise be-
fürchtet, die Aktien von Banken und
Versicherungen in einer Abwärtsspirale
panikartig verkauft werden. Ungedeck-
te Leerverkäufe machen eine abwärts-
gerichtete Spekulation besonders ein-
fach, da hierbei der Verkäufer die Ak-
tien noch nicht einmal ausgeliehen hat,
sondern nur das Versprechen einer zu-
künftigen Lieferung veräußert.

Das Bundesamt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) hat während
der Finanzkrise zu  Recht ungedeckte
Leerverkäufe von einigen besonders
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so etwa die Skandinavier zu Beginn
der 1990er Jahre. Länder, die zur Sen-
kung ihrer Defizite auf eine Kürzung
von konsumtiven Staatsausgaben ge-
setzt haben, erzielen am ehesten einen
nachhaltigen Konsolidierungserfolg. In-
vestitionskürzungen zahlen sich nicht
aus, weil sie zu Wachstumsverlusten
führen oder die Einsparungen zu höhe-
ren Folgekosten in der Zukunft führen.

Sind harte Sparmaßnahmen poli-
tisch durchsetzbar?

Die Chancen für politische Akzep-
tanz stehen besser als sonst. Wir wis-
sen aus der Geschichte der europäi-
schen Fiskalpolitik, dass harte Ein-
schnitte am ehesten in einer Krisensi-

tuation gelingen. Eine Krise vermittelt
die Wahrnehmung, dass es ohnehin
nicht so weitergehen kann wie bisher.
In einer solchen Situation wird es plötz-
lich unpopulär, für den Status quo ein-
zutreten und die Reformer erlangen
wachsenden Einfluss. Niemand weiß
genau, ob das griechische Konsolidie-
rungsprogramm am Ende die Kredit-
würdigkeit des Landes wird wiederher-
stellen können. Ohne Zweifel gilt aber,
dass das Konsolidierungs- und Reform-
programm des Landes umfassend ist
und ohne Krise niemals vorstellbar ge-
wesen wäre. 

Hinzu kommt in ganz Europa, dass
die Vertrauenskrise um die europäi-

sche Verschuldung die Grenzen des
Kapitalmarktzugangs für den Fiskus
aufzeigt. Bislang lebten Finanzpolitiker
aller politischen Couleur im naiven
Glauben, dass die Märkte Staatsanlei-
hen in beliebigem Umfang absorbieren
könnten. Dieser Glaube ist dahin und
das ist eigentlich nicht schlecht. Die
drohende Sanktion, bei ausufernden
Defiziten den Zugang zum Kapitalmarkt
schon bald zu verlieren, wird die Be-
reitschaft zum Sparen beflügeln, wo
sonst Regeln wie die des Europäische
Stabilitätspakts versagt haben.

Dr. Friedrich Heinemann,
heinemann@zew.de

Kathrin Böhmer, boehmer@zew.de

Der spekulative Einsatz in Form so genannter ungedeckter Leerverkäufe ist für aus-
gewählte Aktien und Staatsanleihen aus dem Eurogebiet seit dem 19. Mai 2010 in
Deutschland verboten, ebenso der Kauf ungedeckter Credit Default Swaps (CDS).
Ein Entwurf des Bundesfinanzministeriums (BMF) sieht noch weiter gehende Maß-
nahmen wie das Verbot von ungedeckten Leerverkäufen auf alle in Deutschland an
Börsen gehandelten Aktien vor. Wie sind solche Verbote zu bewerten?

Zum Verbot ungedeckter Leerverkäufe
und Kreditausfallversicherungen 



exponierten und systemrelevanten
Banken und Versicherungsunterneh-
men, wie etwa Deutsche Bank und Alli-
anz, untersagt. 

Gefahr der Systemkrise 

Diese sehr selektiv vorgenommene
Einschränkung von Leerverkäufen war
sicherlich nützlich, um eine exzessive
Spekulation gegen diese ausgewählten
Unternehmen einzudämmen. Gegen-
wärtig scheint sie jedoch nicht notwen-
dig zu sein, da die schlimmsten Phasen
der Finanzkrise inzwischen überstan-
den sind und die Wahrscheinlichkeit
einer Systemkrise wieder gesunken ist.
Die noch wesentlich weiter gehenden
Verbote, die im aktuellen Entwurf des
BMF angesprochen werden, sind noch
schwerer zu begründen, da von einer
Systemrelevanz in Bezug auf das Fi-
nanzsystem bei Aktien außerhalb des
klar umrissenen Finanzsektors keine
Rede sein kann.

Späte Reaktion 
der Rating-Agenturen

Noch ungünstiger ist das Verbot 
ungedeckter Leerverkäufe von Staats-
anleihen aus dem Eurogebiet und des

Kaufs ungedeckter CDS einzuschätzen.
Die sehr hohen Risikoprämien, die Grie-
chenland vor dem Beschluss über den
EU-Notfallplan zu zahlen hatte, waren
durchaus angemessen. Wann, wenn

nicht kurz vor einem Staatskonkurs
sollen denn die geforderten Risikoprä-
mien hoch sein? Kritisch zu sehen ist
eher, dass der Kapitalmarkt und die
Ratingagenturen erst relativ spät zu ei-
ner ungünstigeren Bewertung der Aus-
fallrisiken griechischer Staatsanleihen
gekommen sind. Es gibt keine belast-

baren Belege dafür, dass Spekulanten
die Schuldenkrise Griechenlands ver-
schärft haben, sie reagierten viel eher
auf die schlechteren wirtschaftlichen
Aussichten. Die Einschränkungen des

Einsatzes von CDS und das Verbot von
Leerverkäufen von Staatsanleihen ist
daher nicht angemessen, da dies den
wirtschaftlich sinnvollen Transfer von
Kreditausfallrisiken unnötigerweise er-
schwert. 

Angemessen wäre es jedoch, den
Markt für CDS transparenter zu machen
und die Standardisierung zu erhöhen.
Dies könnte dadurch unterstützt wer-
den, dass eine Clearingstelle für CDS
eingerichtet und für standardisierte
CDS ein Börsenhandel eingeführt wird.

Handwerklicher Fehler

Doch selbst dann, wenn das Verbot
ungedeckter Leerverkäufe und der Kauf
ungedeckter CDS angemessen wäre, ist
ein nur für Deutschland geltendes Ver-
bot ein handwerklicher Fehler, denn
das Verbot kann leicht durch entspre-
chende Transaktionen im Ausland um-
gangen werden. Sofern das Verbot nur
auf Deutschland beschränkt bleibt,
handelt es sich im Wesentlichen um ei-
ne symbolische Aktion. Diese schadet,
sofern sie überhaupt eine reale Wirkung
hat, nur dem deutschen Finanzplatz. 
PD Dr. Michael Schröder, schroeder@zew.de
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Das Bundesfinanzministerium plant, ungedeckte Leerverkäufe für alle in Deutschland gehandelten Aktien
und Derivate zu verbieten.

Foto: digitalstock
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Christoph Spengel, Katharina Finke, Benedikt Zinn

Bedeutung der Substanzbesteuerung in Deutschland
Nach der zeitweiligen Abkehr von der direkten Substanzbesteuerung ergibt sich
im Zuge der letzen Reformen der deutschen Unternehmensbesteuerung durch Ver-
breiterung der ertragssteuerlichen Bemessungsgrundlage bei gleichzeitiger Sen-
kung der tariflichen Steuersätze eine erneute Hinwendung zur indirekten Sub-
stanzbesteuerung. Indem zunehmend ertragsunabhängige Elemente zur Besteue-
rung herangezogen werden, steigt vor dem Hintergrund rückläufiger Erträge der
Unternehmen die Gefahr, dass Steuerzuzahlungen aus der Vermögenssubstanz
der Unternehmen zu entrichten sind und die Liquidität von Investoren stark
belastet wird. Das Buch analysiert und quantifiziert den Einfluss der Substanzbe-
steuerung in Deutschland. Grundlage hierfür bildet eine umfassende qualitative
Analyse der Entwicklungen der Unternehmensbesteuerung in Deutschland von
1990 bis 2009. Dabei werden die Krisenanfälligkeit und Reformbedürftigkeit des
deutschen Unternehmensbesteuerungssystems verdeutlicht und mittel- und lang-
fristige Reformvorschläge entwickelt. 
ZEW Wirtschaftsanalysen, Band 96, Nomos-Verlag 2010, ISBN 978-3-8329-5591-5
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Im ersten Plenumsvortrag stellte Dr.
Georg Licht, Leiter des ZEW-For-
schungsbereichs Industrieökonomik
und Internationale Unternehmensfüh-
rung, die Innovationsforschung am ZEW
vor. Licht betonte, dass Innovationen
eine wesentliche Quelle für das Wachs-

tum von Unternehmen seien. Dies zeige
etwa das Mannheimer Innovationspa-
nel, eine vom ZEW jährlich durchge-
führte repräsentative Erhebung der In-
novationsaktivitäten von Unternehmen
in Deutschland. Aus den zahlreichen
Untersuchungen des ZEW zu den Er-
folgsfaktoren von Innovationen leitete
Licht drei zentrale Themen ab, die den
inhaltlichen Rahmen für die weiteren
Vorträge und Workshops bildeten: Er-
stens ein Innovationsmanagement, das
interne Ressourcen mobilisiert und we-
nig aussichtsreiche Projekte rechtzeitig
stoppt, zweitens die richtige Integration
der Kunden in den Innovationsprozess,
und drittens Kooperationen mit exter-
nen Partnern kombiniert mit einem ef-
fektiven Einsatz von Schutzrechten.

Dr. Thomas Weber von der BASF Fu-
ture Business GmbH hob die Bedeutung
von offenen Innovationsprozessen her-
vor, um grundlegend neue Innovationen
außerhalb der etablierten Geschäftsfel-
der zu entwickeln. Gerade in großen
Unternehmen sei es zielführend, solche

Prozesse in einem eigenen organisatori-
schen Ramen umzusetzen, sagte Weber.
Die BASF Future Business fungiere dabei
als eine Art Wagniskapitalgeber. Sie be-
wertet neue Ideen, finanziert die Umset-
zung aussichtsreicher Ideen in marktfä-
hige Produkte und bringt diese in geeig-
neter Form auf den Markt. 

Innovation als permanente 
Herausforderung

Der Vernetzung verschiedener Ak-
teure als Voraussetzung für komplexe
Innovationen widmete sich Bernhard
Schweizer, Geschäftsführer der Innova-
tionLab GmbH aus Heidelberg. Innova-
tionLab ist die gemeinsame Forschungs-
und Transferplattform von Wissenschaft

und Wirtschaft in der Metropolregion
Rhein-Neckar und koordiniert den Spit-
zencluster „Forum Organic Electronics“.
Für die Entwicklung grundlegend neuer
Technologien, die das Potenzial haben,
völlig neue Märkte zu schaffen, sei die
Zusammenarbeit von Unternehmen und
Forschungseinrichtungen aus unter-
schiedlichen Branchen und Disziplinen
unverzichtbar, stellte Schweizer heraus.
Die Herausforderung bestehe darin, die
Potenziale neuer Anwendungsfelder,
die sich durch neue Technologien ergä-
ben, frühzeitig zu erkennen und durch
die Schaffung neuer unternehmerischer
Strukturen wie etwa gemeinsamer Spin -
offs umzusetzen.

Allgemeingültige Rezepte 
gibt es nicht

In verschiedenen Workshops am
Nachmittag wurde diskutiert, wie global
agierende Unternehmen Innovations-
impulse aus aller Welt nutzen können,
wie Mittelständler schnell und sicher
zu Innovationen kommen, und wie die
Zusammenarbeit in Innovationsprojek-
ten zwischen Wissenschaft und Wirt-
schaft fruchtbare Ergebnisse bringt.
Eingeleitet wurden die Workshops
durch Impulsreferate von Praktikern.
Die Diskussionen zeigten, dass sowohl
bei mittelständischen Unternehmen
wie bei international tätigen Großunter-
nehmen eine Vielfalt an Methoden zur
Identifizierung, Bewertung und Aus-
wahl von Innovationsideen angewen-
det wird. Auf ein professionelles Inno-
vationsmanagement kann heutzutage
kaum ein Unternehmen mehr verzich-
ten. Und auch die Nutzung von Koope-
rationen mit der Wissenschaft ist weit
verbreitet. Einheitsrezepte oder allge-
mein gültige „best practices“ gibt es
allerdings nicht. Hierfür sind die Rah-
menbedingungen bei Technologie und
Wettbewerb in den einzelnen Branchen
zu unterschiedlich. 

Dr. Christian Rammer, rammer@zew.de

Ende April 2010 fand erstmalig das „Mannheimer Innovationssymposium“ am ZEW
statt. Es brachte Experten aus Unternehmen, Unternehmensberatung, Wirtschafts-
förderung und Wissenschaft zusammen, um aktuelle Themen des Innovations -
managements zu diskutieren. Im Mittelpunkt stand dabei die Frage, wie Innova-
tionsideen gefunden und bewertet werden können. 

Mit Innovationen aus der Krise

In verschiedenen Workshops diskutierten die Teilnehmer des Mannheimer Innovationssymposiums 
unter anderem über Möglichkeiten, Ideen für Innovationen zu finden.

Foto: ZEW



■ Zweite ReCapNet Konferenz: 
Immobilienmärkte und Kapitalmärkte

Am 11. und 12. Oktober 2010 findet die zweite interdisziplinäre Konferenz des Leib-
niz-Netzwerks Immobilien und Kapitalmärkte (ReCapNet) statt. ReCapNet hat sich
zum Ziel gesetzt, die Konsequenzen der wachsenden Bedeutung der Kapitalmarktfi-
nanzierung für die Immobilienmärkte zu untersuchen. Zentrale Themen der Konferenz
werden unter anderem die Verflechtung von Immobilienmärkten und Kapitalmärkten
sein, die Regulierung von Kapitalmarktinstrumenten des Immobilienmarktes sowie
Fragen der Stadtentwicklung und neuer Eigentumsstrukturen auf dem Wohnungs-
markt. Papers können bis zum 31. Juli 2010 eingereicht werden.
Nähere Informationen unter www.recapnet.org

■ Konferenz zur steuerpolitischen Entscheidungsfindung
Vom 14. bis 15. Oktober 2010 veranstaltet das ZEW eine Konferenz zur steuerpoli-
tischen Entscheidungsfindung. Vor dem Hintergrund der Diskrepanz zwischen
einer Steuerpolitik, die von der normativen Steuertheorie empfohlen wird, und
den tatsächlichen steuerpolitischen Entscheidungen diskutiert die Konferenz
unter anderem, wie Wähler ihre steuerpolitischen Präferenzen bilden, wie politische
Vertreter auf diese Präferenzen reagieren und welche Faktoren neben dem Willen
der Bürger auf die die steuerpolitischen Entscheidungen einwirken. Papers
können bis zum 15. Juli 2010 eingereicht werden.
Nähere Informationen unter www.zew.de/taxpolicy2010
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Nr. 10-027, Stephan Lothar Thomsen,
Thomas Walter: Temporary Extra 
Jobs for Immigrants: Merging Lane to
Employment or Dead-End Road in Wel-
fare?
Nr. 10-026, Georg Metzger: Business
Closure and Financial Loss: Who Foots
the Bill? Evidence from German Small
Business Closures.
Nr. 10-025, Elisabeth Müller, Frank Rei-
ze: Loan Availability and Investment –
Can Innovative Companies Better Cope
with Loan Denials?
Nr. 10-024, Jan Hogrefe, Marcus Kapp-
ler: The Labour Share of Income:
Heterogeneous Causes for Parallel Mo-
vements?
Nr. 10-023, Jan Hogrefe, Benjamin Jung,
Wilhelm Kohler: Readdressing the Tra-
de Effect of the Euro: Allowing for Cur-
rency Misalignment.
Nr. 10-022, Franz Hackl, Michael Kum-
mer, Rudolf Winter-Ebmer: 99 Cent –
Price Points in E-Commerce.

Z E W  I N T E R N

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Wolfgang Franz, Präsident des Zentrums für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim und Vorsitzender des Sachverständigen-
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, wurde mit der
Heinrich-Hertz-Gastprofessur ausgezeichnet. Sie wird jährlich von der Karlsruher
Universitätsgesellschaft und dem Karlsruher Institut für Technologie (KIT) an Per-
sönlichkeiten aus Wissenschaft, Wirtschaft, Kultur und Politik für herausragende
Leistungen für Forschung und Gesellschaft verliehen. Die Gastprofessur erinnert
an den bedeutenden Physiker Heinrich Hertz, den Entdecker der Elektromagneti-
schen Wellen. Im Rahmen der Gastprofessur hielt Professor Franz im Mai 2010
zwei öffentliche Vorlesungen am KIT Karlsruhe. Er sprach über die wirtschaftspoli-
tischen Herausforderungen für die nächsten Jahre sowie über die Perspektiven der
wirtschaftspolitischen Beratung in Deutschland.

■  Professor Franz mit Heinrich-Hertz-Gastprofessur ausgezeichnet

ZEW Jahresbericht 2009
erschienen Um die wirtschaftswissenschaftliche Spitzenforschung zu stärken, finanziert die

Landesregierung von Baden-Württemberg ein „Leuchtturmprojekt“ am Zentrum für
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW). Insgesamt drei Millionen Euro fließen in
den Jahren 2010/ 2011 in das Forschungsprogramm „Strengthening Efficiency and
Competitiveness in the European Knowledge Economies“ (SEEK).
Durch das SEEK-Programm erhält die anwendungsorientierte Forschungsarbeit
des ZEW in den kommenden Jahren einen kräftigen Schub. Mit den Erkenntnissen
aus SEEK möchte das ZEW dazu beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit der immer
stärker wissensbasierten Volkswirtschaften in Europa zu steigern.

■  Baden-Württemberg fördert Spitzenforschung am ZEW

Vor dem Hintergrund der globalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise konnte das
Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung (ZEW) seine Ertragssituation
im Geschäftsjahr 2009 stabil halten.
Die Gesamterträge des Instituts gingen
zwar leicht auf 15,09 Millionen Euro
zurück. Der Drittmittelanteil trug jedoch
wie im Vorjahr mit gut 40 Prozent zur Fi-
nanzierung des ZEW bei. Darüber hin-
aus konnte das ZEW im vergangenen
Jahr seine Vernetzung über zahlreiche
Forschungsnetzwerke und Kooperatio-
nen mit Universitäten und außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen –
insbesondere in China und den Verei -
nigten Staaten – vorantreiben. So wa-
ren 2009 beispielsweise über 250 aus-
ländische Wissenschaftler aus 32 Län-
dern am ZEW zu Gast. 

Sie finden den neuen Jahresbericht 
unter: www.zew.de/jahresbericht
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Die Experten des TransportmarktBarometers von Prog-
Trans/ZEW sind für die Entwicklung des Transportauf-
kommens im Schienengüterverkehr im nächsten halben
Jahr zuversichtlich. Sie erwarten mehrheitlich, dass die
Transportmengen im Schienengüterverkehr stabil bleiben.
Rund ein Drittel – im Osteuropaverkehr gut ein Viertel –
der Experten rechnet sogar mit einem leichten Anstieg
des Transportaufkommens. Entsprechend gehen rund
zwei Drittel von stabilen Preisen für dieses Verkehrsseg-
ment aus. Die übrigen gehen eher von einem schwachen
Preisanstieg aus als von einem Rückgang der Preise. 

Dr. Claudia Hermeling, hermeling@zew.de

Die Unternehmen der deutschen Elektroindustrie haben
2009 trotz Wirtschaftskrise ihre hohe Innovationsorien-
tierung beibehalten. 78 Prozent der Unternehmen planten
für 2009 die Durchführung von  Produkt- oder Prozessin-
novationsprojekten, nach 79 Prozent im Vorjahr. Weitere 
drei Prozent waren sich zum Befragungszeitpunkt (Früh-
jahr/Sommer 2009) noch unsicher. Produktinnovations-
aktivitäten gewinnen an Bedeutung, während weniger
Unternehmen auf Prozessinnovationen setzen. Für 2010
ist ein leichter Rückgang der Innovationsbeteiligung auf
73 bis 77 Prozent zu erwarten. 

Dr. Christian Rammer, rammer@zew.de

Quelle: ZEW, Mannheimer InnovationspanelQuelle: ZEW

Stabile Aussichten 
im Schienengüterverkehr

Deutsche Elektroindustrie bleibt
auf Innovationskurs

Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der aktuellen konjunktu-
rellen Lage im Euroraum. Quelle: ZEW
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Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der kurzfristigen Zinsen
im Euroraum in sechs Monaten. Quelle: ZEW
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EZB: Experten erwarten unverändertes Zinsniveau
Im Vergleich zum Vormonat ist es aus Sicht der Finanzmarkt-
experten im Mai weniger wahrscheinlich geworden, dass die
Europäische Zentralbank (EZB) die Leitzinsen auf Sicht von
einem halben Jahr erhöhen wird. Zwei Drittel der Experten
gehen davon aus, dass die EZB das kurzfristige Zinsniveau
unverändert lässt. Dies mag damit zusammenhängen, dass
sich die Inflationsgefahren trotz Abwertung des Euros nicht
merklich erhöht haben: Knapp die Hälfte der Befragten rech-
net mit einem in etwa gleichbleibenden Inflationsniveau. 

Christian D. Dick, dick@zew.de

Euroraum: Diskrepanz bei wirtschaftlicher Lage 

Die Finanzmärkte haben die wirtschaftlichen Ungleichge-
wichte innerhalb der Eurozone sowie die ausgeprägten Staats-
defizite einiger EU-Mitgliedsstaaten ins Visier genommen.
Auch die Finanzmarktexperten differenzieren stark zwischen
der wirtschaftlichen Lage in Deutschland und in der Eurozone:
Während die Lageeinschätzung für Deutschland mit minus
21,6 Punkten so gut ist wie seit dem Zusammenbruch der
Lehman-Bank im September 2008 nicht mehr, befindet sich
der entsprechende Indikator für die Eurozone bei minus 48,5.

Christian D. Dick, dick@zew.de

 Mai 08                       Nov 08                        Mai 09                       Nov 09                   Mai 10

* Plandaten vom Frühjahr/Sommer 2009.
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Gegen das Konzept einer Ge-
sundheitsprämie, also einem
einheitlichen Eurobetrag für alle
Beitragspflichtigen der Gesetz-
lichen Krankenversicherung
(GKV), findet derzeit ein Kessel-
treiben in Form von ideologisch

motivierten Vorbehalten und gezielten Desinformationskam-
pagnen statt. Das beginnt bereits mit der Bezeichnung
„Kopfprämie“, welche die Nähe zu Wildwest-Verhaltenswei-
sen suggeriert. Das negative Urteil vieler Leute steht dann
vollends fest, wenn ohne Umschweife darauf hingewiesen
wird, dass dann der Chefarzt genauso viel zahle wie die Kran-
kenschwester. Es scheint unendlich schwer vermittelbar zu
sein, dass im Gegenteil eine Gesundheitsprämie die Unge-
rechtigkeiten des gegenwärtigen Finanzierungssystems der
GKV beseitigt. Gerade die Politiker, welchen die Umverteilung
von oben nach unten besonders am Herzen liegt, müssten
die Gesundheitsprämie eigentlich mit Nachdruck einfordern.

Bleiben wir einen Moment bei dem Chefarzt und der Kran-
kenschwester. Die Realität sieht wie folgt aus. Erstens ist der
Chefarzt vermutlich nicht in der GKV, sondern Mitglied einer
Privaten Krankenversicherung (PKV). Die viel beschworene
Solidarität in der GKV findet also unmittelbar ohne ihn statt,
mittelbar höchstens dadurch, dass er mit seinen Steuerzah-
lungen den Bundeszuschuss zum Gesundheitsfonds mitfi-
nanziert. Angesichts von rund 8,7 Millionen Privatversicher-
ten (im Jahr 2007), das sind mehr als 10 v. H. aller Kranken-
versicherten, ist es mit der Solidarität so weit mithin nicht
her. Aber die Geschichte geht noch weiter.

Zweitens, angenommen, der Chefarzt sei gleichwohl Mit-
glied der GKV- vielleicht weil seine Familie sehr groß und ihm
die PKV deshalb zu teuer ist. Denn bei der PKV müsste er für
jedes Familienmitglied einen Beitrag entrichten, während
die nicht berufstätige Ehefrau sowie seine zahlreichen Kinder
in der GKV praktisch beitragsfrei mitversichert sind. Drittens
gibt es die Beitragsbemessungsgrenze in Höhe von monatlich
3.750 Euro. Unterhalb dieser Grenze wird der volle Beitrags-
satz von aktuell 14,9 v. H. für die Krankenschwester fällig.

Der Chefarzt hingegen entrichtet diesen Satz maximal nur
auf die 3.750 Euro. Bezogen auf sein volles Gehalt als Chef-
arzt zahlt der Chefarzt also weniger in die GKV ein als die
Krankenschwester. Ein Zeichen der Solidarität in der GKV?
Sollen wir daher die Beitragsbemessungsgrenze abschaffen
und den Chefarzt voll zur Kasse bitten? Er würde schleunigst
in die PKV wechseln.

Die Beispiele sollen die Crux der GKV deutlich machen,
nämlich dass in der GKV bestimmte Verteilungsanliegen be-
werkstelligt werden. Verteilungsanliegen und deren Finanzie-
rung sind aber eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, zu der
alle Steuerzahler und sämtliche steuerpflichtigen Einkommen
heranzuziehen sind, also die der PKV-Versicherten ebenso
wie Kapital- und Mieteinkünfte. Daher müssen Verteilungsan-
liegen aus der GKV ins Steuersystem verlagert werden.

Die Gesundheitsprämie bewirkt genau das, unbeschadet
unterschiedlicher Modelle, die ausgearbeitet vorliegen – wie
etwa die Bürgerpauschale des Sachverständigenrates zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung oder
die Vorschläge des Kronberger Kreises –, zwischen denen
sich die Politik entscheiden muss. Der Grundgedanke bleibt
derselbe: Jeder Versicherte, einschließlich der Familienmit-
glieder, zahlt einen von der Krankenkasse geforderten Fest-
betrag. Wessen Leistungsfähigkeit dies übersteigt, bei dem
also Verteilungsanliegen zum Zuge kommen sollen, erhält
steuerfinanzierte Unterstützungszahlungen. Damit kann die
Umverteilung zielgerichteter vorgenommen werden als bis-
her, nämlich bei dem Personenkreis, der unserer Förderung
wirklich bedarf. Dieser muss sich nicht als Bittsteller fühlen,
denn der Sozialausgleich kann über die Finanzämter oder
gegebenenfalls beim Arbeitgeber erfolgen. Widmet man den
bisherigen Bundeszuschuss zur GKV zur Finanzierung dieser
Hilfen um, dürfte bei einem schrittweisen Einstieg in die Ge-
sundheitsprämie die Aufbringung kein unüberwindliches
Hindernis darstellen wie verschiedene Berechnungen zeigen.   

12 |  ZEWnews Juni 2010

ZEW news – erscheint zehnmal jährlich
Herausgeber: Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) Mannheim, 
L 7, 1 . 68161 Mannheim . Postanschrift: Postfach 10 34 43 . 68034 Mannheim . Internet: www.zew.de, www.zew.eu
Präsident: Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Wolfgang Franz · Kaufmännischer Direktor: Thomas Kohl
Redaktion: Kathrin Böhmer, Telefon 0621/1235-103, Telefax 0621/1235-222, E-Mail boehmer@zew.de
Gunter Grittmann, Telefon 0621/1235-132, Telefax 0621/1235-222, E-Mail grittmann@zew.de
Nach  druck und son  sti  ge Ver  brei  tung (auch aus  zugs  wei  se): mit Quel  len  an  ga  be und Zusen  dung eines Beleg  ex  em  pla  rs 
© Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), Mannheim, 2010

IM
P

R
E

S
S

U
M

Kopfprämie

S T A N D P U N K T



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


